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Fünfte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 

Beschluss-Nr. 2014-VI-03-0042 vom 04.09.2014 
 
 

Aufgrund des § 5 Absatz 2 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.07.2011 (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777, 833) wird nach Beschlussfassung der Bürgerschaft vom 04.09.2014 und 
Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende fünfte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 
erlassen: 
 
Artikel 1 – Änderung der Hauptsatzung 
 

Die Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund vom 03.03.2012 (Bürgerschaftsbeschluss Nr. 2011-V-11-0621 vom 08.12.2011), 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 1/2012 vom 02.03.2012, zuletzt geändert am 26.06.2014 (Bürger-
schaftsbeschluss Nr. 2014-VI-01-0016) wird wie folgt geändert: 
 
§ 17 wird wie folgt neu gefasst: 
 

§ 17 - Entschädigungsordnung 
(§ 27 Abs. 1 und 2 KV M-V; EntschVO M-V) 

 

(1) Die Stadt gewährt dem berechtigten Personenkreis Entschädigungen im Sinne der Verordnung über die Entschädigung der 
in den Gemeinden, Landkreisen, Ämtern und Zweckverbänden ehrenamtlich Tätigen vom 27.08.2013 (Entschädigungsverord-
nung – EntschVO M-V; GS MV Gl. Nr. 2020-9-3) in Höhe der jeweils gesetzlich zugelassenen Höchstgrenzen, soweit nachfol-
gend nichts anderes der Höhe nach geregelt ist. 
 

(2) Monatliche funktionsbezogene Aufwandsentschädigung im Sinne von § 4 Abs. 1 und 2 sowie § 10 Abs. 1 EntschVO M-V 
erhalten 
- der/die PräsidentIn der Bürgerschaft in Höhe von 850,-- Euro 
- die anderen Mitglieder des Präsidiums in Höhe von jeweils 160,-- Euro 
- die Vorsitzenden der Fraktionen in Höhe von jeweils 260,-- Euro. 
 

Bei Verhinderung des/der Präsidenten/in der Bürgerschaft oder einer/eines Fraktionsvorsitzenden erhalten StellvertreterInnen für 
die Dauer der aktiven Vertretung die entsprechende funktionsbezogene Aufwandsentschädigung, wobei jeweils pro Tag ein 
Dreißigstel des Monatsbetrages bei Monaten mit 30 Tagen, ein Einunddreißigstel des Monatsbetrages bei Monaten mit 31 und 
ein Achtundzwanzigstel des Monatsbetrages bei Monaten mit 28 Tagen gewährt wird.  
 

Der/Die Präsident/in, die Mitglieder des Präsidiums und die Fraktionsvorsitzenden erhalten gemäß § 14 Abs. 4 EntschV-O dar-
über hinaus die sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung nach § 17 Abs. 3 der Hauptsatzung für die Sitzungen der Bürger-
schaft und ihrer Ausschüsse. 
 

(3) Die sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung im Sinne von § 14 EntschVO M-V wird monatlich bis zum zehnten Tag des 
Folgemonats gezahlt. Pauschalierte sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung erhalten die Mitglieder der Bürgerschaft in Höhe 
von 50 Euro pro Sitzung für Sitzungen der Bürgerschaft bzw. der Ausschüsse, in die sie gewählt sind, und der Fraktionssitzun-
gen. Sachkundige Einwohner erhalten für die Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse, in die sie gewählt sind, sowie den 
Sitzungen der Fraktionen, die der Vorbereitung dieser Ausschusssitzungen dienen, eine pauschalierte sitzungsbezogene Auf-
wandsentschädigung in Höhe von 50 Euro. Ausschussvorsitzende mit Ausnahme des/der Vorsitzenden des Hauptausschusses 
erhalten abweichend von Satz 2 oder 3 eine sitzungsbezogene Aufwandsentschädigung in Höhe von 75 Euro pro Sitzung. Bei 
Verhinderung der/des Ausschussvorsitzenden erhalten gewählte StellvertreterInnen für die Dauer der Vertretung eine sitzungs-
bezogene Aufwandsentschädigung entsprechend Satz 4. 
 

(4) Neben der Aufwandsentschädigung wird der entgangene Arbeitsverdienst auf Antrag in der nachgewiesenen Höhe entspre-
chend § 16 Abs. 1 EntschVO M-V ersetzt. 
 

(5) Die Reisekostenvergütung richtet sich gemäß § 16 Abs. 2 EntschVO M-V nach dem Landesreisekostengesetz. Das gilt ins-
besondere auch für Abrechnungen von Fahrten am Ort und zu Sitzungen. 
 

(6) Zusätzlich zu der Aufwandsentschädigung werden auf Antrag auch notwendige Aufwendungen für die Beaufsichtigung von 
Kindern bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr oder für die Betreuung pflegebedürftiger Angehöriger ersetzt, sofern eine aus-
reichende Beaufsichtigung oder Betreuung anderweitig nicht sichergestellt werden kann (§ 16 Abs. 3 EntschVO M-V). 

 
Artikel 2 – In-Kraft-Treten 
 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.07.2014 in Kraft. 
 
Stralsund, 15.10.2014 
 
 

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 

  
 



    Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 12

	

	
Seite 3 

Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende, dem Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern als zuständige Rechtsaufsichtbehörde mit Schreiben vom 
01.10.2014 angezeigte Satzung (5. Änderung der Hauptsatzung) wird hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V öffentlich bekannt 
gemacht. 
Das Bekanntmachungsverfahren ist aufgrund eines Verfahrensfehlers bei der Ankündigung i.S.d. § 21 Abs. 6 der Hauptsatzung 
der Hansestadt Stralsund zu wiederholen, so dass die Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 11 vom 25.10.2014 gegenstandslos 
ist. 
 
Hinweis nach § 5 Abs. 5 KV M-V: 
Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, die in der Kommunalverfassung 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V, S. 777, 833) ent-
halten oder aufgrund dieser erlassen worden sind, können diese Verstöße gemäß § 5 Abs. 5 KV M-V nur innerhalb eines Jahres 
seit der öffentlichen Bekanntmachung, und zwar schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus 
der sich der Verstoß ergibt, gegenüber der Hansestadt Stralsund geltend gemacht werden. 
Abweichend hiervon kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften stets geltend 
gemacht werden, § 5 Abs. 5 Satz 3 KV M-V. 
 
Stralsund, 29.10.2014 
 

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 

  
 

 
 

Sechste Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund 
Beschluss-Nr. 2014-VI-03-0043 vom 04.09.2014 

 
 

Aufgrund des § 5 Absatz 2 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 13.07.2011 (KV M-V, GVOBl. M-V S. 777,833) wird nach Beschlussfassung der Bürgerschaft vom 04.09.2014 und 
Anzeige bei der Rechtsaufsichtsbehörde die folgende sechste Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Hansestadt 
Stralsund erlassen: 
 
Artikel 1 – Änderung der Hauptsatzung 
Die Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund vom 03.03.2012 (Bürgerschaftsbeschluss Nr. 2011-V-11-0621 vom 08.12.2011), 
bekannt gemacht im Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 1/2012 vom 02.03.2012, zuletzt geändert am 04.09.2014 (Bürger-
schaftsbeschluss Nr. 2014-VI-03-0042) wird wie folgt geändert: 
 
§ 11 (2) Ziffer 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 
3. Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Gesellschafteraufgaben 
für Wirtschaftsförderung, Arbeitsmarktpolitik, Fremdenverkehr und Tourismus, Abfall- und Energiewirtschaft sowie für die Steue-
rung der Gesellschaften der Hansestadt Stralsund und der Beteiligten der Hansestadt Stralsund an den Gesellschaften, Verbän-
den, Vereinigungen und Stiftungen zuständig. 
 
 
Artikel 2 – In-Kraft-Treten 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.09.2014 in Kraft. 
 
Stralsund, 15.10.2014 
 

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 

  
 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende, dem Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern als zuständige Rechtsaufsichtbehörde mit Schreiben vom 
01.10.2014 angezeigte Satzung (6. Änderung der Hauptsatzung) wird hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V öffentlich bekannt 
gemacht. 
Das Bekanntmachungsverfahren vom 15.10.2014 ist aufgrund eines Verfahrensfehlers bei der Ankündigung i.S.d. § 21 Abs. 6 
der Hauptsatzung der Hansestadt Stralsund zu wiederholen, so dass die Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 11 vom 25.10.2014 
gegenstandslos ist. 
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Hinweis nach § 5 Abs. 5 KV M-V: 
 

Soweit beim Erlass dieser Satzung gegen Verfahrens- und Formvorschriften verstoßen wurde, die in der Kommunalverfassung 
für das Land Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung vom 13.07.2011 (GVOBl. M-V, S. 777, 833) ent-
halten oder aufgrund dieser erlassen worden sind, können diese Verstöße gemäß § 5 Abs. 5 KV M-V nur innerhalb eines Jahres 
seit der öffentlichen Bekanntmachung, und zwar schriftlich unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, aus 
der sich der Verstoß ergibt, gegenüber der Hansestadt Stralsund geltend gemacht werden. 
Abweichend hiervon kann eine Verletzung von Anzeige-, Genehmigungs- oder Bekanntmachungsvorschriften stets geltend 
gemacht werden, § 5 Abs. 5 Satz 3 KV M-V. 
 
Stralsund, 29.10.2014 
 

 
Dr.-Ing. Badrow   
Oberbürgermeister 

  
 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 109  
der Hansestadt Stralsund „Mühlenstraße / Knieperwall“ 

Beschluss Nr. 2014-V-04-1135 vom 15.05.2014 
 
Die in der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund in ihrer Sitzung am 15.05.2014 beschlossene Satzung über die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes Nr. 109 „Mühlenstraße / Knieperwall“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festset-
zungen (Teil B) sowie der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften gemäß § 86 Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpom-
mern (LBauO M-V) wird hiermit bekannt gemacht.  
 
 

Die Änderung umfasst den im nordwestlichen Randbereich der Altstadt gelegenen, ca. 0,16 ha großen, nördlichen Teil des Be-
bauungsplangebietes Nr. 109, das Areal Mühlenstraße 10. Wesentlicher Inhalt ist die Änderung der baulichen Nutzung. Die 
bisher als „Fläche für den Gemeinbedarf, sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen“ wird als „Mischgebiet“ aus-
gewiesen.   
 
      

Die Satzung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Bekanntmachung in Kraft. Nach der Bekanntmachung kann jedermann die rechts-
verbindliche 1. Änderung des Bebauungsplanes mit der Begründung im Bauamt, Abt. Planung und Denkmalpflege, Badenstraße 
17, Zimmer 310, während folgender Dienststunden einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen: 
 

Montag, Mittwoch, Freitag  8-12 Uhr 
Dienstag          8-12 Uhr und 13-18 Uhr 
Donnerstag         8-12 Uhr und 13-17 Uhr 
 
 

 
Fälligkeit und Erlöschen Möglicher Entschädigungsansprüche 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 des Baugesetzbuches (BauGB) über die fristgemäße Geltendmachung etwai-
ger Entschädigungsansprüche aufgrund von Festsetzungen im oben genannten Plan nach den §§ 39 bis 42 BauGB gegenüber 
dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) und § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen.   
 
Verletzung von Vorschriften (§ 215 BauGB und § 5 KV MV) 
 
Unbeachtlich werden eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-
rens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel 
des Abwägungsvorganges, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Hansestadt 
Stralsund unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 
 

Unbeachtlich ist ferner eine Verletzung der in § 5 Abs. 4 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV 
MV) in der Fassung vom 8. Juni 2004  bezeichneten landesrechtlichen Vorschriften über die Ausfertigung und Bekanntmachung 
der Satzung sowie eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 5 KV MV, wenn sie nicht schriftlich 
innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung gegenüber der Hansestadt Stralsund unter Bezeichnung der verletz-
ten Vorschrift und der Tatsache, die die Verletzung ergibt, geltend gemacht worden ist.    
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Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung wird hiermit nach § 5 Abs. 4 Satz 1 KV M-V öffentlich bekannt gemacht. 
Das Bekanntmachungsverfahren ist aufgrund eines Verfahrensfehlers bei der Ankündigung i.S.d. § 21 Abs. 6 der Hauptsatzung 
der Hansestadt Stralsund zu wiederholen, so dass die Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 11 vom 25.10.2014 gegenstandslos 
ist. 
 
Stralsund, 29.10.2014  
 
gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow 
Oberbürgermeister 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Widerspruchsrechte gegen Datenübermittlungen für den Freiwilligen Wehrdienst 

 
Frauen und Männer können sich verpflichten, freiwilligen Wehrdienst als besonderes staatsbürgerliches Engagement zu leisten. 
Zum Zweck der Übersendung von Informationsmaterial über Tätigkeiten in den Streitkräften übermitteln die Meldebehörden dem 
Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden: 
 

1. Familienname, 
2. Vornamen, 
3. gegenwärtige Anschrift. 
 

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr nach § 18 Absatz 7 des Melderechtsrahmengesetzes widersprochen 
haben. 
 

Gegen die Datenübermittlung kann ein formloser schriftlicher Widerspruch bei der 
 

Hansestadt Stralsund 
Der Oberbürgermeister 
Ordnungsamt 
Abteilung Gewerbe- und Ordnungsangelegenheiten 
PF 2145 
18408 Stralsund 
 

erfolgen. 
 
Mündliche Widersprüche sind im  
Ordnungsamt 
Sachgebiet Meldewesen 
Schillstraße 5-7 
18439 Stralsund 
 

möglich. 
 
Ein einmal eingetragener Widerspruch bleibt bis auf Widerruf bestehen. 
 
Stralsund, 30.09.2014 
 
im Auftrag 
gez. Heino Göcke 

 
 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung der Bundesnetzagentur 
Bescheinigungsverfahren nach § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) 

 
Die Bundesnetzagentur gibt bekannt, dass die Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, die Erteilung von Leitungs- und Anla-
genrechtsbescheinigungen gemäß § 9 Grundbuchbereinigungsgesetz (GBBerG) für unterirdische Telekommunikationsanlagen 
in der Stadt Stralsund beantragt hat. 
 
Betroffen sind folgende Flurstücke (FSt.): 
Gemarkung Stralsund  
Flur 1,  FSt. 133/51, 133/57, 133/58, 133/134, 133/137,  
Flur 55,  FSt. 79. 
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Betroffene können innerhalb von vier Wochen vom Tag dieser Bekanntmachung an die Antragsunterlagen unter dem Aktenzei-
chen 226-29 – 255/14 bei der Bundesnetzagentur, Fehrbelliner Platz 3, 10707 Berlin, einsehen und schriftlich bzw. zur Nieder-
schrift Widerspruch einlegen. Die Vereinbarung eines Termins oder ggf. eines anderen Ortes für die Einsichtnahme ist unter der 
Telefonnummer (0 30) 22480-414, Frau Kulb, möglich. Bei Bedarf können einzelne Exemplare als Kopie versandt werden. 
 
Berlin, 22.10.2014 
 
gez. Karin Kulb 
Bundesnetzagentur 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung  
der Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH  

Veränderung der Aufsichtsratsbesetzung in der Liegenschaftsentwicklungsgesellschaft der Hansestadt Stralsund mbH 
 
Mit Wirkung vom 01.10.2014 hat der Aufsichtsrat der LEG mbH der Hansestadt Stralsund gemäß Gesellschafterbeschluss nach-
folgende Zusammensetzung: 
 
Herr Thomas Schulz      Goldschmied, Aufsichtsratsvorsitzender 
               Mühlenstraße 8; 18439 Stralsund  
 

Herr Christian Meier       Rechtspfleger, Stellvertretender Vorsitzender 
               Ossenreyer Str. 32; 18439 Stralsund 
 

Frau Maria Quintana Schmidt  EU Rentner 
               Kiebenhieberstr. 2, 18439 Stralsund 
 

Herr Heiko Werner       Informatiker 
               Frankenstraße 20, 18439 Stralsund 
 

Herr Stefan Bauschke     wissenschaftlicher Mitarbeiter 
               Fährstraße 21, 18439 Stralsund 
 

Frau Ute Bartel        Lehrerin 
               Semlowerstr. 19, 18439 Stralsund 
 

Herr Andre Meißner      Dipl. Betriebswirt (FH) 
               Franz-Wessel-Straße 32, 18439 Stralsund 
 
Stralsund, 13.10.2014 
 
gez. Gerd Habedank 
Geschäftsführer 
 
 
 

INFORMATIONEN
………………………………………………………………………………………………………………………….. 

Das Bauamt zieht um  
Grund für den zeitweisen Auszug ist die planmäßige Weiterführung von Sanierungsarbeiten im Dienstgebäude Badenstraße 17.  
Der Umzug erfolgt ab dem 3. November in mehreren Etappen in folgender Reihenfolge: 

1. Abteilung Planung und Denkmalpflege (ab 3. November; Bitte beachten bei öffentlichen Aushängen/Auslagen!),  
2. Abteilung Liegenschaften (ab 10. November),  
3. Abteilung Bauaufsicht (ab 10. November),  
4. Abteilung Straßen und Stadtgrün (ab 17. November)  und  
5. Amtsleitung (ab 24. November). 

 
Während des Umzuges der einzelnen Abteilungen ist die telefonische Erreichbarkeit über die Sekretariate gewährleistet:  

Abteilung Straßen und Stadtgrün - Telefon  252 811  
Abteilung Planung und Denkmalpflege - Telefon  252 623 
Abteilung Bauaufsicht  -  Telefon  252 817  
Abteilung Liegenschaften -  Telefon  252 670 

 
Nach dem Umzug in die Lindenstraße 136 ist die Abteilung Straßen und Stadtgrün im Erdgeschoss zu finden, die Abteilung 
Planung und Denkmalpflege im 1. Obergeschoss, die Abteilungen Liegenschaften und Bauaufsicht im 2. Obergeschoss und die 
Amtsleitung im 3. Obergeschoss. Auf jeder Etage sind entsprechende Wegweiser angebracht. Alle Stockwerke sind sowohl über 
das Treppenhaus als auch einen Fahrstuhl zu erreichen. 	
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